
Abschrift 
4 D 1.9/§8 

Im Namen des Deutschen Volkes 

aus 

ı 

IN der StrafSache gegen den Kaufmann Kg--] P 
Breslau, , 

- 

zur Zeit in Uhtersuchungshaft im Uhtersuchungsgeffingnís Dresden, 
wegen Rassenschande. 

hat das Reichsgericht, 4. Strajsenat, in der Sitzung vom 
25. .Februar 1958, an der teilgenommen haben 

als Richter: 
die Reichsgeríchtsräte Xl ingsporn (Vorsitzender), 
Dr. Schwarz, scheurlen, Dr. Schäfer und 
der Oberlandesgerichtsrat neuss. 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Reichsanwalt Ffloegel, 

als Urkundsbeamter der Gesehäftsstelle: 
der Just ieassistent Hafering, 

auf die Revision- des Angeklagten nach mündlicher Verhandlung 
für Recht erkannt: 

Die Revision gegen das Ur teil des Landgerichts in D r e s d e n 
vom 6. November 1937 wird mit der .Maßgabe verworfen, daß der Ange= 
klagte im übrigen unter Übernahme der entstandenen besonderen Kosten 
auf die Re ichskasse .freigesprochen wird. 

Dem Angeklagten werden die Kosten des Rechtsmittels auferlegt. 
Von Rechts wegen 

Gründe 
l. Die Strafkammer hat die Abstammung des Angeklagten von 

drei jüdischen Großeltern teilen (Großeltern mütterlicherseits und 
gut= 

/ 

r 



ı 

2 

Mutter des Vaters) als erwiesen angesehen, weil der Angeklagte nach 
der Bekundung des ihn vernehmenden Krímínaloberassistenten HE 
sich dem Sinne nach dahin geäußert hat, daß seines Wissens drei 
seiner Großeltern teile der Jüdischen Religionsgemeinschaft ange= 
hör t haben, weil seine Großeltern mütterlícherseíts ebenso wie seüu 
Eltern unbestríttenermaßen Juden waren, weil die Schwester seines 
Vaters bekundet hat, ihre Eltern (Großeltern väterlícherseíts des 
Angeklagten) seien an jüdischen Festtagen in die Synagoge gegangen 
und'die GroßMutter des Angeklagten sei nach jüdischen Brauch auf 
einem jüdischen íríedhqf beerdigt worden, weil von dieser Zeugin 
ein jüdísehes Traueralbum, das dem Andenken der Mutter des Vaters 
des Angeklagten gewidmet war, vorgelegt worden ist und weil der 
Angeklagte erwiesenermaßen bis zum April 1951 der jüdischeN Hell= 
gíon angehör t hat . Ferner ist die Strafkammer auf Grund der Anga= 
ben des Angeklagten gegenüber dem Kríminaloberassístenten H 
zu der Überzeugung gelangt, daß der Angeklagte zum mindesten mit 
der Möglichkeit gerechnet hat, daß er von drei jüdischen Graßel= 
ternteilen abstamme. 

Die Revision macht hiergegen geltend, daß die Straflfammer sich 
für die Image, ob die GroßMutter uäterlicherseits des Angeklagten 
Jüdin war, nicht mit den vorgebrachten Gründen hätte begnügen 
dürfen, sondern die eıforderl chen Urkunden hätte betziehen.müssen. 
Auch sei der Schluß des Gerichts, daß der Angeklagte zum mindesten 
damit gerechnet habe, seine Großmutter väterlicherseits sei Jüdin, 
auf Grund der getroffenen Feststellungen unrichtig. 

Ob der Angeklagte von drei jüdischen Großeltern abstammt, hat: 
te die Strafkammer auf Grund freier Bewe tswürdigung zu entscheiden. 
IN der Regel wird zwar*das Gericht zur einwandfreien Klärung der 
Frage die standesamtlichen Urkunden beiziehen, sofern diese ohne 
Schwierigkeit zu erlangen sind. Doch genügt verfahrens rechtlich 
auch eine Ermtttelung aufs Grund anderer Uhterlagen. ES ist daher 
nicht zu beanstanden, wenn sich die Strafkammer mit den angejwmr ten 
Beweisen begnügt hat, weil die erforderlichen Urkunden hätten aus 
dem Ausland beschqfift werden müssen. 

Auch bestehen gegen die .Annahme von bedingten Vorsatz keine 
durchgreifenden rechtlichen Bedenken. ZWar reicht hierzu die bloße 
Feststellung, der Angeklagte habe mit der Möglichkeit gerechnet, 
daß er drei jüdische Grqßelternteile habe, an sich nicht aus. Viel= 

mehr 
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mehr ist dazu weiter erforderlich, daß er die Tat auch nur den 
Fall gewollt hat, daß diese floglichkeit der Wirklichkeit entspreche. 
E? ist jedoch dem Für teilszusammenhang zu entnehmen, daß die straff= 
Kammer auch diesen Willen des Angeklagten als erwiesen angesehen 
hat. 

2. Die Strafkammer hat das Grund der beerdigten und glaubwür= 
digen .Aussagen der drei Frauen für erwiesen gehalten, daß sie 
deutschblütig und deutsche Staats angehörige sind. Aus welchen Tat= 
Sachen die Strajkammer die Überzeugung von der Deutschblätígkeit 
der Frauen erlangt hat, wird nicht mitgeteilt. ES ist zwar nicht 
erforderlich, daß zur Nachprüfung stets die erfordert chef Gebur ts= 
Urkunden beigezogen werden; es genügt vielmehr auch die Ermitte= 
lung auf' Grund anderer ühterlagen (RGSt .Bd. 70 S. 218), so unter 
UMständen die tatsächlichen Angaben der Beteiligten, falls sie 
durch andere UMstände gestützt werden iRGUr teil 2 D 635/36 Vom 
12. Oktober 1936 in JF' 1936" S. }472 Nr. 50). Daß sich die Straf 
Kammer über den Beer tuff der Deutschblütigkeit Qeírr t hätte, ist 
angesichts der .Feststellungen über die Eigenschaft des Angeklagten 
als Juden nicht anzunehmen. IM allgemeinen wird es aber, schon um 
der Sollvorschráft des § 267 Abs. 1 Satz 2 StPO zu genügen.und die 
Erfüllung der richterlichen Aufklärungspfíicht (§§ 155 Abs. 2, 244 
Abs. 2 StPO) darzutun, erforderlich sein, die TatsacheN anzugeben, 
welche der Annahme der Deutschblütigkeit zu Grunde liegen„ Als be= 
stes Beweismittel sind auch hier die betreffenden Ürkunden anzu= 
sehen. 

3. Dagegen hätte der Angeklagte, wie auch die Gründe des an= 
gemochtenen er teils erwähnen, insoweit unter Kostenübernahme frei= 
gesprochen werden müssen, als er in den Fällen flänkler und John als 
nicht überführt angesehen worden ist. Dies kann vom Heuisionsge= . 

nicht nachgeholt werden. IM übrigen muß die Revision des Angeklag- 
ten uerworfen werden. 
geh. Klíngsporn Schwa rh Sbheurlen 

Schäfer Neuß 
I 

~ıııı›_ıııııı«_ı~ 


